
Zwist um das Bildungssparen 
Ist der Sparbeitrag viel hõher, wenn man richtig rechnet? 
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«Dawerden 
Einsparungen 
ganz einfach 
unterschlagen» 
Sparpaket Manfred Dubach vom Lehrerdachverband 
beschwert sich, die Regierung habe seine Zusatz-Spar­
vorschlage übernommen, aber nirgends ausgewiesen. 
Der Sparbeitrag der Bildung sei in Wahrheit viel hõher. 

VON HANS FAHRLÃNDER 

G 
emãss der Botschaft zur 
zweiten Lesung des 
Sparpakets (Leistungs­
analyse) ist der Anteil, 
den die Bildung an die 
Sparmassnahmen bei­

steuern muss, von 30 auf 33 Mio. Fran­
ken gestiegen. Der Aargauische Lehre­
rinnen- und Lehrerverband (ALV) ist der 
Forderung der Regierung nach dem Ein­
reichen alternativer Sparvorschlãge 
nachgekommen. Doch die Regierung 
hat auf seltsame Art darauf reagiert, sagt 
Geschãftsfiihrer und SP-Grossrat Man­
fred Dubach. Er ãussert sich hier zur 
Ausgangslage vor der zweiten Lesung. 

Herr Dubach, welche alternativen 
Sparvorschlãge des ALV wurden ins 
Sparpaket aufgenommen? 
Manfred Dubach: Die Regierung hat 
die meisten unserer Ideen zu den ihren 
gemacht. Zum Beispiel die Verschie­
bung anstehender Reformen wie Lehr­
plan 21, Frühfranzôsisch und Optimie­
rung der Führungsstrukturen. Oder die 
Reduktion bei der externen Schulevalu­
ation. Oder die Einsparungen bei den 
Leistungschecks. Weiter haben wir emp­
fohlen, etwa das Sparpotenzial beim 
Beitrag an die Fachhochschule Nord­
westschweiz zu berücksichtigen oder ei­
nen Lohnabzug bei Lehrpersonen ohne 
genügende Qualifikation vorzunehmen. 

Sie haben damit der Regierung ge­
holfen, den Sparbetrag an der Bil­
dung zu erhõhen ... 
So war es eigentlich nicht gemeint! Wir 
wurden aufgefordert, Alternativen auf­
zuzeigen, nicht zusãtzliche Massnah­
men. Wir haben eingesehen, dass auch 
die Bildung ihren Teil zum Sparen bei­
steuern muss. Doch dies sollte nicht auf 
dem Buckel der Kinder und ]ugendli­
chen geschehen. Unsere Vorschlãge ziel-

ten genau in diese Richtung: dass nicht 
an der Unterrichtsfront gespart wird. Im 
Weiteren haben wir nachgewiesen, dass 
das Sparpotenzial in der Leistungsanaly­
se zum Teil massiv zu tief angesetzt wur­
de, am auffà!ligsten bei den Wahl­
fàchern. Das Potenziallag hier bei 4 bis 
6 Millionen Franken, nicht bei 650 000 
wie behauptet. Uns ãrgert massiv, wie 
es jetzt gelaufen ist. 

Was genau ist denn falsch gelaufen? 
Die Regierung hat wie gesagt die meis­
ten der Vorschlãge aufgenommen, zum 
Teil sogar schon definitiv beschlossen, 
zum Beispiel die Verschiebung der ver­
schiedenen Reformen. Aber sie werden 
nirgends ausgewiesen beziehungsweise 
<<mitgezãhlt». Der Projektierungskredit 
für den Lehrplan 21 etwa betrãgt 

«Das ist ein Affront 
gegenüber den Ver­
banden, die Alterna­
tiworschlage ein­
gereicht haben. Und 
ei ne Verfalschung 
des Beitrages, den 
die Bildung ans Spa­
ren leistet.» 

4,32 Mio. Franken, jener für das Früh­
franzôsisch 4,6 Mio. Sie sind im Finanz­
plan einfach gestrichen, die Einsparung 
taucht aber in der neuen Zusammen­
stellung der Leistungsanalyse nicht auf. 
Auch die Einsparung beim Trãgerbei­
trag für die FHNW von gut S Mio. Fran­
ken, resultierend aus einem Minus an 
Studierenden, wird nicht ausgewiesen. 

Das heisst, der Sparbeitrag, den der 
Bildungsselctor beisteuert, ist noch 
viel hõher als die ausgewiesenen 
33 Millionen? 
]a, es werden etliche Einsparungen ein­
fach unterschlagen. Das ist ein Affront 
gegenüber den Verbãnden, die Alterna­
tiworschlãge eingereicht haben. Und ei­
ne massive Verfàlschung des Beitrages, 
den die Bildung ans Sparen leistet. Wür-

BILDUNGSDIREKTORALEX HÜRZELER 

«Von Unterschlagung kann keine Rede sein» 
ngesprochen auf die Vor­
würfe von ALV-Geschãfts-
ührer Manfred Dubach, 

hãlt Bildungsdirektor Alex Hürze­
ler zunãchst fest: <<Einige Themen, 
zum Beispiel die Verschiebung des 
Lehrplans 21 oder des Frühfranzô­
sisch, hatte die Regierung schon 
lãngst im Visier, als der ALV sie 
vorschlug. Der Anspruch auf die 
<Erfindung> dieser Entlastungs­
massnahmen ist also umstritten.>> 

Auch wegen der Potenzial-Unter­
schãtzung im Bereich Wahlfàcher 
setzt sich Hürzeler zur Wehr: <<Der 
ALV nennt zu hohe Zahlen für das 
Potenzial. Di e Regierung hat sich 
getãuscht, das stimmt, aber nicht 
in dem Ausmass wie behauptet. 
Zudem haben wir ja bei den W ahi-

fàchern Korrekturen angebracht, 
so zum Beispiel beim Italienisch.>> 

Damit zum Hauptvorwurf des ALV, 
mit den Massnahmen im Bildungs­
bereich werde viel mehr Geld ge­
spart als ausgewiesen. <<Es ist eine 
Tatsache, dass auch im laufenden 
Jahr 2014 die Bildungskosten im 
Vergleich zum Budget wieder ge­
stiegen sind>>, hãlt Regierungsrat 
Hürzeler fest. <<Allein fiir den Be­
reich Volksschule braucht es Zu­
satzfinanzierungen von 8 Mio. 
Franken. Aber auch der Tertiãr­
bereich kostet mehr, zum Beispiel 
sind die Beitrãge gestiegen, die wir 
an Universitãten und ausserkanto­
nale Fachhochschulen für unsere 
Studierenden zahlen müssen. Da­
mit sind die Minderbeitrãge an die 

FHNW bereits wieder negativ kom­
pensiert.>> Hürzeler verweist aber 
auch auf die nochmals verschlech­
terten Finanzperspektiven durch 
den Wegfall der Nationalbank-Milli­
onen oder der Energie-Dividenden. 

Und der Vorwurf der Nicht-Aus­
weisung der neuen Massnahmen? 
<<Der Aufgaben- und Finanzplan 
(AFP) ist eine Art rollende Planung. 
Es ist norma! und selbstverstãnd­
lich, dass hier von]ahr zujahr Be­
trãge und Massnahmen sich ãn­
dern. Von absichtlicher Unter­
schlagung von Sparbeitrãgen kann 
jedenfalls keine Rede sein. Im Ge­
genteil: Die nun in den AFP 2015-18 
aufgenommenen Auswirkungen 
der Leistungsanalyse sind breit 
und transparent dargestellt.>> (FAl 

de man alles ehrlich ausweisen, kônnte 
man auf andere Sparmassnahmen, die 
zulasten der Kinder und ]ugendlichen 
gehen, verzichten. Zu denken gibt uns 
auch die Kommunikation in dem ganzen 
Thema: Die Regierung hat uns nie infor­
miert, wie sie mit unseren Vorschlãgen 
umzugehen gedenkt. Sonst hãtten wir 
vielleicht rechtzeitig intervenieren kon­
nen. 

Dafür wird auf die Abschaffung der 
Einschulungsklassen verzichtet. 
Aber hier lãuft es eben auch seltsam. Die 
Regierung hat die Kriterien für die Füh­
rung einer EK massiv verschãrft. So wur­
de die Schüler-Mindestzahl pro Klasse 
angehoben, gesamtkantonal dürfen 
nicht mehr als acht Prozent der Kinder 
in eine EK eingewiesen werden, rund 
die Hãlfte aller EK soi! dadurch wegfal­
len. Auch hier meinen wir: So war es ei­
gentlich nicht gedacht ... 

Wenn an den Bildungskosten, insbe­
sondere an den Lehrerlõhnen ge­
spart wird, sparen immer auch die 
Gemeinden mit. 
]a. Und diese Betrãge sind auch nirgends 
ausgewiesen. 

Wie gehen Sie nun vor? 
Konstruktive Zusammenarbeit kann nur 
gelingen, wenn sich beide Seiten an die 
Spielregeln halten. Hier wurden die Re­
geln von der <<anderen Seite>> ganz ldar 
verletzt. Bestraft werden die Kinder und 
Jugendlichen, die Lehrpersonen und die 
Eltern. Und die Verbãnde, der ALV, 
aber auch der Verband der Schulpflege­
prãsidenten oder der Schulleiter. Sie 
werden bestraft für ihr kooperatives 
Verhalten. Wir gelangen nun an die Mit­
glieder des Grossen Rates, dass sie bei 
der Beratung des Finanzplans und der 
Leistungsanalyse auf dieses problemati­
sche Vorgehen der Regierung hinweisen 
und die Zahlen so nicht akzeptieren. 
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Einschulungsl(lassen gefãhrdet 
Resolution Die Primarleh­
rerinnen und Primarlehrer 
wehren sich für lebensfãhi­
ge Einschulungsldassen. 

VON HANS FAHRLÃNDER 

Der Primarlehrerinnen- und Primar­
lehrerverein Aargau (PLV) hat an sei­
ner Delegiertenversammlung in Muri 
einstimmig eine Resolution gegen 
die Sparmassnahmen bei den Ein­
schulungsklassen verabschiedet. Ge­
richtet ist sie an die Mitglieder des 
Grossen Rates, die sich im November 
über den Aufgaben- und Finanzplan 
2014-17 sowie nochmals über die 
Leistungsanalyse beugen werden. 

Bei der ersten Lesung des Sparpa­
kets hat das Parlament den Vor­
schlag der Regierung auf Abschaf­
fung der Einschulungsklassen (EK) 
abgelehnt. In der EK wird der Stoff 
der l. Klasse auf zwei Jahre verteilt, 
sie eignet sich für <<Langsamstarten> 
und Kinder mit Lernschwierigkeiten. 

Die Hãlfte soll verschwinden 
Auf die zweite Lesung hin hat die 

Regierung eine neue Sparmassnah­
me geschaffen - sie heisst <<Optimie­
rung Rahmenbedingungen Einschu­
lungsldassen>>. Wie meistens steckt 
hinter dem euphemistischen Wort 
<<Optimierung>> eine Kürzung. l. Die 
Mindestschülerzahl für eine EK soll 
von acht auf zehn Kinder angehoben 
werden. 2. Die Anzahl der Lektionen 
in der Halbklasse soll reduziert wer­
den. 3. Über den ganzen Kanton ge­
sehen sollen nicht mehr als acht Pro­
zent der Schulanfãnger in eine EK 

PLV-Prasidentin 

gesteckt werden 
konnen. 
<<Mit diesen Ein­
schnitten wird 
rund die Halfte 
der heute noch 
142 EK im Kan­
ton verschwin­

ereifert 
PLV-Prasi­

Claudia 

d en>>, 
sich 
dentin 

Claudia Lauener Lauener aus Un-
terendingen. 

Das Bildungsdepartement hat gleich 
einige Rechnungsbeispiele mitgelie­
fert: 

Wohlen und Entfelden haben heu­
te S Einschulungsklassen, nach neu­
er Rechnung waren es noch 2. 

Neuenhofhat bisher 4 EK, Aarburg 
3, neu hatten beide noch l. 
o Bad Zurzach, Bottstein und Schinz­
nach haben heute 2 EK, neu hatten 
sie gar keine mehr. 

Wohin sollen die EK-Kinder? 
<<Wie soll das konkret gehen?>>, 

stellt Claudia Lauener die rhetori­
sche Frage: <<Wenn es im nachsten 
Sommer eine EK einfach nicht mehr 
gibt, wohin sollen dann die Kinder, 
die in der Halfte stehen? Sie konnen 
mit ihrem Wissensstand weder in die 
l. noch in die 2. Klasse. Und wohin 
sollen die Kinder, die neu der EK zu­
gewiesen waren? Müssen sie im Kin­
dergarten bleiben? Dann braucht es 
neue Kindergartenabteilungen. Und 
wie soll das gehen mit dem gesamt­
kantonalen Durchschnitt von acht 
Prozent EK-Kinder? Hat man dann in 
e in em Jahr eine EK un d im nachsten 
wieder keine?>> Auch die Reduzie­
rung des Halbklassenunterrichts ist 

für die PLV-Prasidentin verheerend: 
<<Für EK-Kinder ist der Unterricht in 
der ldeinen Gruppe enorm wichtig.>> 

Der PLV protestiert in seiner Reso­
lution energisch gegen die Einschnit­
te. Diese missachteten den politi­
schen Willen von Verbanden und 
Parteien, weil nun trotz Ablehnung 
der EK-Abschaffung die Halfte aller 
Abteilungen durch die Hintertür er­
satzlos wegrationalisiert würden. 

Grosse Pensen-Schwanlmngen 
An der Versammlung wurde noch 

ein zweites Thema behandelt, das 
den Primarlehrpersonen auf dem 
Magen liegt. <<Viele von uns haben ei­
nen Vertrag, der gesetzlich gar nicht 
erlaubt ist>>, sagt Claudia Lauener. 
Gemeint sind befristete Vertrage und 
Rahmenvertrage. <<Der Regelfall ist 
der unbefristete Vertrag>>, erlautert 
die Prasidentin, <<der befristete Ver­
trag ist nur für tatsachlich begrenzte 
Arbeitsverhãltnisse gedacht.>> 

Noch schlimmer sei der Rahmen­
vertrag: <<ln vielen Vertragen ist ein 
Pensum zwischen 22 und 28 Lektio­
nen definiert. Das bedeutet, dass die 
Schulleitung das Pensum kurzfristig, 
ohne Vertragsanderung, abandern 
kann. Das ist für Lehrpersonen, die 
auf ein konstantes Einkommen ange­
wiesen sind, sehr unangenehm.>> 

Eine Umfrage unter den Mitglie­
dern hat ergeben, dass nur die Halfte 
der Befragten in den letzten fünf]ah­
ren keine Pensumsschwankungen 
hinnehmen mussten. An der Urnfra­
ge haben sich 600 Primarlehrer be­
teiligt. Adressat dieses Protests ist 
nicht das BKS - es sind die Schullei­
tungen, die für das Ausstellen der 
Vertrage zustãndig sind. 
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Stadtpolizist 
hat wieder eine 
reineWeste 
Aarau Nach Ermittlungen wegen hauslicher 
Gewalt nimmt Polizist den Dienst wieder auf 

VON ALIN E WÜST 

Es ist genau ein Jahr her, seit ein Aar­
auer Stadtpolizist verhaftet wurde. Es 
ging um hãusliche Gewalt. Angezeigt 
hatte ihn seine Ehefrau. Der 53-Jahrige 
soll seine Frau sogar mit dem Tod be­
droht haben. Vier Monate sass der Po­
lizist in Untersuchungshaft, weil die 
Staatsanwaltschaft befürchtete, er 
kônnte nach der Freilassung ein Ver­

aus. Früher oder spãter wird der Polizist 
also auch zu einem solchen Einsatz geru­
fen. 

brechen begehen. 
Die überraschende Wende: Am Montag 

ninunt der Polizist seinen Dienst bei der 

Stadtprãsidentin ]olanda Urech sagt: 
<<Der Mann kann wieder alle Tatigkei­
ten eines Polizisten ausüben.>> Es gebe 
nichts, was dagegen spreche. Der Stadt­
rat habe sich bei seinem Entscheid auf 
ein psychiatrisches Gutachten gestützt. 
Darin ist festgehalten, dass keine Ge­
fahr vom Polizisten ausgehe, auch eine 
psychische Erkrankung wird verneint. 
Der Stadtrat habe den 53-jãhrigen 
Mann ausserdem zu einem persônli­

Stadtpolizei Aarau wieder 
auf, das teilte der Aarauer 
Stadtrat gestern den Me­
dien mit. Der Polizist sei 
straf- und zivilrechtlich 
vollstandig rehabilitiert. 
Das Verfahren gegen ihn 
habe die Staatsanwalt­
schaft mit Verfügung vom 
August 2014 eingestellt. 

Der Grund: Die Ehe­
frau des Polizisten hat 
die Anzeige im Februar 
zurückgezogen. Das 

«Der Mann kann 
wieder alle Tãtig­
keiten eines Poli­
zisten ausüben.» 

Verfahren hatte inner- Jolanda Urech 

chen Gesprãch eingela­
den. ]olanda Urech sagt, 
der Polizist habe 25 jahre 
lang einen tadellosen 
Dienst geleistet. 

halb von sechs Monaten Stadtprasidentin Aarau 

In einem Interview im Zu­
sammenhang mit dem 
Rückzug der Anzeige der 
Ehefrau im Februar sagte 
Matthias Lüscher, der 
stellvertretende Stellenlei­
ter Aargauer Anlaufstelle 
Hãusliche Gewalt in Aar­
au: <<Dass Opfer von hãus­
licher Gewalt die Anzeige 
zurückziehen, kommt 
haufig vor.>> Hauptgrund auf Wunsch der Frau 

wieder aufgenommen 
werden kônnen. Die Frist ist nun ver­
strichen. 

Ab Montag wird der Stadtpolizist dar­
um sein e Tatigkeit als Schiessinstruktor 
von Polizisten un d als Verkehrsinstruk­
tor von Schülern wieder aufnehmen. 
Er wird ab Montag aber auch wieder im 
ordentlichen Dienst tatig sein. 

Di e Aarauer Stadtpolizei rückt: jãhrlich 

sei, dass das Opfer den 
Mann eigentlich behalten wolle. Sie ha­
be mit ihm j a eine Existenz aufgebaut, 
manchmal hatten sie auch gemeinsame 
Kinder. Diese Ambivalenz, diese Zwie­
spãltigkeit, lasse viele Frauen auch im­
mer wieder Hoffnung schôpfen, dass 
sich ihr Mann vielleicht doch andere. 
Deshalb wiirden sie immer und immer 
wieder auf eine neue Chance hoffen. 

rund 80-mal wegen hauslicher Gewalt KOMMENTAR MEINUNGSSEITE 

Pflegepersonal 

l(antonsspitãler un d Psychiatrie 
erhõhen Lõhne um 0,8 Prozent 
VON FABIAN HÃGLER 

Im Schnitt fàllt die Lohnerhõhung bei 
den Aargauer Spitalern 2015 niedriger 
aus als im laufenden Jahr. Dennoch ist 
der Verhandlungsleiter der Personal­
verbande zufrieden mit dem Ab­
schluss, der bessere Chancen für die 
Spitãler bei der Suche nach guten Pfle­
geangestellten bringt. 

Auf dieses jahr hin erhohten Kan­
tonsspital Aarau (KSA), Kantonsspital 
Baden (KSB) und Psychiatrische Diens­
te Aargau (PDAG) ihre Lôhne im 
Schnitt um 1,5 Prozent. Für 2015 fàllt 
die Lohnerhôhung fúr das Personal 
niedriger aus: Die drei Gesundheits­
dienstleister haben sich mit den Perso­
nalverbanden auf eine durchschnittli­
che Erhôhung der individuellen Lôhne 
von 0,8 Prozent geeinigt. 

Lõhne dem Markt angepasst 
Auf den ersten Blick steigen die Lo h­

ne also deutlich weniger stark als 2014. 
Viktor Berger, Leiter Personal und 
Recht am Kantonsspital Baden, relati­
viert aber: <<Zusammen mit den struk­
turellen Erhohungen betragen die 
Gesamtlohnerhohungen bei KSB und 
PDAG dieses Jahr 1,2 Prozent.>> Berger 
sagt, deshalb konne nicht von einem 
markanten Unterschied zum Vorjahr 
gesprochen werden. 

Strukturelle Anpassungen sind Lohn­
erhôhungen, um die Aargauer Spita.Ier 
im Kampf um gut qualifiziertes Pflege­
personal konkurrenzfãhiger zu ma­
chen. <<Weil die Lohne in verschiede­
nen Berufsgruppen deutlich unter 
Marktniveau liegen, stellen die Institu-

heisst es in einer gemeinsamen Mittei­
lung von KSA, KSB und PDAG. 

Aarau reagierte schon 2013 
Das Kantonsspital Aarau hatte dafür 

schon im letzten Jahr 3 Millionen Fran­
ken eingesetzt, deshalb sind im KSA 
nun keine strukturellen Anpassungen 
mehr nôtig. Aufgrund der hoheren 
Lôhne bei Hirslanden und den Solo­
thurner Spitãlern sei dies nôtig gewe­
sen, sagte Verwaltungsratsprasident 
Philip Funk damals. Auch das Kantons­
spital Baden wollte auf 2014 hin struk­
turelle Anpassungen vornehmen, doch 
der Verwaltungsrat lehnte dies ab. 

Kantonsspital Baden und Psychiatri­
sche Dienste setzen laut Berger im 
nachsten Jahr jeweils 0,4 Prozent der 
Lohnsumme für diese Erhôhungen ein. 
<<Für beide Institutionen zusammen 
dürften die strukturellen Anpassungen 
rund 800 000 Franken betragen>>, sagt 
Berger. Damit würden KSB und PDAG 
ihren Weg der kontinuierlichen Lohn­
entwicldung fortsetzen. 

Personalvertreter ist zufrieden 

/ tionen dafür zusatzliche Mittel bereit>>, 

/ 

Wie reagieren die Personalvertreter 
auf die Einigung bei den Lohnverhand­
lungen? Stefan Giger, Generalsekretãr 
beim VPOD, ist mit dem Ergebnis zu­
frieden. <<Es ist wichtig, dass die Lohn­
entwicldung weitergeht, die Spitaler 
stehen unter grossem Druck, gutes Per­
sonal zu finden.>> Giger erklart, für die 
Institutionen sei die Erhohung tragbar. 
<<Sie lãsst sich zum Teil aus dem Muta­
tionsgewinn finanzieren: Wenn altere 
Mitarbeiter pensioniert und jüngere 
eingestellt werden, sinken die Perso­
nalkosten für diese Stelle.>> 


